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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T

Landtag

16. Wahlperiode

Drucksache 16 /252
(zu Drs. 16/220)

18. 05. 04

Mitteilung des Senats vom 18. Mai 2004

Volljährige Personen im Jugendstrafrecht

Die Fraktionen der CDU und der SPD haben unter Drucksache 16/220 eine Große Anfrage zu obigem
Thema an den Senat gerichtet.

Der Senat beantwortet die vorgenannte Große Anfrage wie folgt:

1. In wie vielen Fällen (absolut und prozentual) wurden Heranwachsende im Land Bremen in den Jahren
1993 bis 2003 nach dem Jugendstrafrecht und dem allgemeinen Strafrecht verurteilt?

2. Wie gestalten sich diese Zahlen im Vergleich zu anderen Bundesländern?
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3. In wie vielen Fällen (absolut und prozentual) wurden Heranwachsende in den Jahren 1993 bis 2003
in den Deliktsgruppen

— Straftaten gegen den Staat und die öffentliche Ordnung,

— Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung,

— Straftaten gegen das Leben, die körperliche Unversehrtheit und die persönliche Freiheit,

— Diebstahl und Unterschlagung,

— Raub und Erpressung,

— andere Vermögens-, Eigentums- und Urkundendelikte,

— gemeingefährliche Straftaten,

— Straftaten im Straßenverkehr,

— Straftaten nach anderen Bundes- und Landesgesetzen (außer StGB und StVG), insbesondere
Verstöße gegen das Ausländerrecht

nach Jugendstrafrecht und dem allgemeinen Strafrecht im Land Bremen verurteilt?
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4. Wie häufig werden zur Ermittlung des Reifegrades von Heranwachsenden Gutachten – jenseits der
Berichterstattung der Jugendgerichtshilfe – extern in Auftrag gegeben, und welche Kosten entstehen
hierdurch jährlich?

Derartige Gutachten werden nur in sehr seltenen Ausnahmefällen eingeholt. Eine Statistik über die
Zahl der Aufträge und die gegebenenfalls entstehenden Kosten existiert nicht.

5. Wie bewertet der Senat die Bemühungen einiger Bundesländer, im Jugendgerichtsgesetz eine deut-
lichere Betonung der Anwendung des allgemeinen Strafrechts zu erreichen?

Ob allgemeines oder Jugendstrafrecht zur Anwendung kommt, ist eine Frage der Praxis. Das Gericht
hat nach Würdigung aller Umstände des Einzelfalls, insbesondere der Persönlichkeit des Beschuldig-
ten, zu entscheiden. In den Ländern sind beträchtliche Unterschiede in der Anwendungshäufigkeit
des Jugendstrafrechts zu beobachten. Im langjährigen Vergleich weicht die Praxis der Bremer Ge-
richte kaum vom Bundesdurchschnitt ab. Allerdings ist seit 1993 ein Anstieg der nach Jugendstraf-
recht verurteilten Heranwachsenden zu verzeichnen. Die Staatsanwaltschaft ist gehalten, dem Sena-
tor für Justiz und Verfassung über die weitere Entwicklung zu berichten.

Zu einer Bundesratsinitiative der Länder Bayern, Hessen, Niedersachsen, Sachsen und Thüringen hat
der Senat Enthaltung beschlossen. Sobald der Senat sich im weiteren Gesetzgebungsverfahren mit
der Sache wieder zu befassen hat, wird er die Frage erneut beraten und entscheiden.
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